
7

Die Schuldemokratie werde durch „Modell
regionen“ doch nicht abgeschafft, ver-
sichern BildungspolitikerInnen und ihre 
„ExpertInnen“ treuherzig. Was aber sonst 
bedeutet der Plan, den die Koalitions-
parteien am Dienstag im Rahmen der 
„Bildungsreform 2015“ verkündet haben? 
Nach diesem Übereinkommen, das man-
che als „fast geil“ 1 empfinden, bekommen 
die demokratischen Mitwirkungsrechte der 
Schulpartner neun „EIN/AUS“-Schalter, 
die, wenn es die Unterrichtsministerin  
erlaubt, von neun Landesfürsten nach Be-
lieben betätigt werden können.

15 Prozent – wenn es nach dem Wiener 
Bürgermeister, dem Vorarlberger Landes-
hauptmann und den Grünen geht, sogar 
100 Prozent – der Gymnasien sollen künf-
tig nicht mehr zustimmen müssen, bevor 
die Politik aus ihnen Gesamtschulen 
macht. Im 20. Jahrhundert mühsam errun-
gene Elemente der schulischen Demokra-
tie sollen außer Kraft gesetzt werden, um 
ideologische Ziele gegen den Willen der 
Betroffenen durchsetzen zu können.

Für diejenigen, die sich der Zwangs
konvertierung nicht unterwerfen wol-
len, hatte die Bildungsministerin bei der 
Präsentation der „Bildungsreform“ eine 
„Lösung“ zur Hand: „Wenn Eltern ihr Kind 
nicht in eine solche Schule schicken wol-
len, müssen sie ausweichen.“ 2 Ob diese 
Worte Ausdruck eines erschreckenden 
Zynismus sind oder sich die Bildungs-
ministerin dessen nicht bewusst war, wie 
undemokratisch ihr Amtsverständnis ist, 
entzieht sich meiner Kenntnis. Wohin 
sich Zwangsbeglückte „schleichen“ sol-
len, hat sie meines Wissens nicht erklärt. 
Sollen 10- bis 14-jährige Kinder in ländli-
chen Regionen stundenlange Schulwege 
in Kauf nehmen? In welche Gymnasien 
sollen Kinder in städtischen Ballungs
räumen, deren Gymnasien schon jetzt 
überfüllt sind, „ausweichen“?

Oder setzt die sozialdemokratische Bil-
dungsministerin darauf, dass ohnehin 
sündteure Privatschulen gegründet wer-
den, für die es nach der Liquidierung öf-
fentlich finanzierter Gymnasien künftig 
auch in Österreich Bedarf geben wird? 
Ein Blick in Europas traditionsreiche Ge-
samtschulstaaten Frankreich und England 
zeigt, dass Eltern, die es sich leisten kön-
nen, genau dorthin „ausweichen“. Eltern 
aber, die sich monatliche Schulgebühren 
von über 1000 Euro nicht leisten können, 

sind bereit, ihre Wohnung zu verpfänden, 
um ihre Kinder staatlichen Einheitsschulen  
zu entziehen. Dass am Dienstag in der 
IV und der Wirtschaftskammer die Cham
pagnerkorken geknallt haben, ist nicht be-
legt, aber vorstellbar.

Der Bundes-Schulgemeinschaftsausschuss 
(B-SGA) hat zu diesem Versuch, die Be-
troffenen vor Ort zu entmündigen, eine 
unmissverständliche Antwort gegeben, 
die auf demokratischem Weg erarbeitet 
worden ist.3

„Man darf Frösche nicht fragen, wenn 
man ihren Teich trockenlegen will.“ 4 Die-
se Devise beschreibt das derzeitige „De-
mokratieverständnis“ gewählter Reprä-
sentantInnen unserer Demokratie leider 
trefflich. Ich bin aber zuversichtlich, dass 
sich SchülerInnen, Eltern und LehrerInnen 
vehement zur Wehr setzen werden, wenn 
man ihr Gymnasium „trockenlegen“ will.

Wie erfolgreich dieser Widerstand für die 
Schule und wie verheerend er für eine 
abgehobene Politschickeria sein kann, 
hat der Aufstand der Hamburger Bevölke-
rung gegen die damals bereits beschlos-
sene Amputation des Gymnasiums im 
Jahr 2010 bewiesen. Das Gymnasium 
überstand den Hamburger Anschlag un-
versehrt, Politikerkarrieren aber endeten 
abrupt, und Parteien wurde bei der fol-
genden Wahl von der Bevölkerung die 
Rechnungen präsentiert, die sie sich ver-
dient hatten.

Wer glaubt, die von der Schule unmittel-
bar Betroffenen entmündigen zu können, 
soll und wird erfahren, dass nicht jede 
Prinzessin, die einen Frosch gegen die 
Wand wirft, dadurch ihr Glück erfährt.
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